Musterbrief

Aufforderung zur Einberufung einer außerordentlichen Eigentümerversammlung zur Umstellung der WEG-Konten 

- durch mehr als ¼ der Wohnungseigentümer -

Wohnungseigentümergemeinschaft

Musterweg 2

1234Musterstadt

Hausverwaltungsgesellschaft mbH

Hauptstraße 11

12345 Neustadt   

Musterstadt, den tt.mm.jjjj

Einberufung einer außerordentlichen Eigentümerversammlung1 zur Umstellung der WEG-Konten auf offene Fremdgeldkonten 

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir fordern Sie hiermit auf, eine außerordentliche Eigentümerversammlung bis spätestens zum  tt.mm.jjjjjj2 einzuberufen. 

Begründung:

Die Konten unserer WEG werden immer noch als Treuhandkonten mit Ihnen als Kontoinhaber geführt, obwohl es spätestens seit 2007 möglich ist, WEG-Konten als offene Fremdgeldkonten einzurichten und die WEG als Kontoinhaber einzusetzen. Da Treuhandkonten nicht ausreichend gesichert sind – vor Pfändung, Insolvenz etc. - halten wir eine Umstellung unserer WEG-Konten auf offene Fremdgeldkonten für dringend geboten und verlangen daher die Einberufung einer außerordentlichen Wohnungseigentümerversammlung. Ein Abwarten bis zur nächsten Eigentümer-versammlung im Sommer nächsten Jahres ist nicht zumutbar. Zudem verlangt auch die Rechtsprechung in Fällen nicht ordnungsgemäßer Verwaltung eine zeitnahe Entscheidung innerhalb weniger Monate nach Kenntniserlangung der betreffenden Umstände.

Als Tagesordnungspunkte verlangen wir:

· Umstellung der Treuhandkonten (mit dem Verwalter als Kontoinhaber) auf offene Fremdgeldkonten (mit der WEG als Inhaberin)

Nach §24 Abs. 2 WEGesetz müssen Sie unserer Forderung nach Einberufung einer außerordentlichen Eigentümerversammlung nachkommen, wenn dies – wie in diesem Fall erreicht - von mehr als einem Viertel1 der Wohnungseigentümer verlangt wird. Von den insgesamt 10 Eigentümern fordern 4 die Einberufung. Das notwendige Quorum ist somit erreicht. Ausweislich der beigefügten unterschriebenen Erklärungen, unterstützen folgende Wohnungseigentümer diesen Antrag:

1. Herr Müller ( Wohnung Nr. 1,2 und 6)

2. Eheleute Meyer ( Wohnung Nr. 3)

3. Frau Schmidt und Herr Hansen ( Wohnung Nr. 15 )

4. Frau Dr. Schulze ( Wohnung Nr.10 ) 

Wir fordern Sie auf, unserer berechtigten Forderung innerhalb der oben gesetzten Frist nachzukommen. Anderenfalls sehen wir uns gezwungen, gerichtliche Schritte gegen Sie einzuleiten4. Die dadurch anfallenden Kosten hätten Sie zu tragen.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Müller

Anmerkungen

Anm. 1: Die Versammlung der Wohnungseigentümer ist mindestens einmal im Jahr einzuberufen. Für die Einberufung ist grundsätzlich der amtierende Verwalter zuständig, siehe § 24 Abs. 1 WEGesetz. Darüber hinaus ist der Verwalter zur Einberufung der Wohnungseigentümerversammlung verpflichtet, wenn – wie hier – mehr als ¼ der Wohnungseigentümer die Einberufung verlangen. Bei der Berechnung der erforderlichen Anzahl von Wohnungseigentümern kommt es ausschließlich auf deren Kopfzahl an. Das gilt selbst dann, wenn das Stimmrecht nach dem Wert- oder Objektprinzip geregelt ist.

Weitere Fälle, in denen der Verwalter die Wohnungseigentümerversammlung einberufen muss, sind: 

· Gebotenheit der Einberufung aufgrund der Grundsätze der ordnungsgemäßen Verwaltung

Anm. 2: Sofern nicht ein Fall besonderer Dringlichkeit vorliegt, soll die Einberufungsfrist mindestens zwei Wochen betragen, § 24 Abs. 4 Satz 2 WEG. Die Berechnung der Frist richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches, insbesondere §§ 186 ff. BGB.

Da eine zu kurz bemessene Frist einen Einberufungsmangel darstellt (wenn nämlich zum Beispiel objektiv keine Dringlichkeit vorliegt), der dazu führt, dass die in der fraglichen Versammlung gefassten Beschlüsse anfechtbar sind, sollte die Zwei-Woche-Frist stets beachtet werden.

Anm. 4: Wenn sich der Verwalter pflichtwidrig weigert, die Versammlung einzuberufen, steht das Einberufungsrecht auch dem Verwaltungsbeirat, genauer: dem Verwaltungsbeirats-vorsitzenden oder seinem Vertreter zu. Einzelne Eigentümer sind nach dem Wohnungs-eigentumsrecht nicht selbst zur Einberufung einer Eigentümerversammlung befugt, es sei denn, sie haben sich durch das Amtsgericht dazu legitimieren lassen. 

Im Übrigen ist der Anspruch der Eigentümer gegen den Verwalter auf Einberufung der Eigentümerversammlung einklagbar, das heißt, der Verwalter kann bei Gericht verklagt und durch Urteil im Verfahren gemäß § 43 Nr. 3 WEG zur Einberufung der Versammlung verurteilt werden.

